
Öffentliche Bekanntmachung 

2. Änderung eines Teilbereichs des Bebauungsplanes „Unter den Bergen“ mit örtlichen 
Bauvorschriften zum Bebauungsplan. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Illingen hat in öffentlicher Sitzung am 12.04.2022 
beschlossen, nach § 2 Abs. 1 BauGB den Bebauungsplan „Unter den Bergen“ mit örtlichen 
Bauvorschriften im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufzustellen. 

Anlass, Ziele und Zwecke der Planung 

Aus dem Anlass zweier Bauvoranfragen zur Wohnbebauung in der Bauverbotszone 
wird der Baulinienplan „Unter den Bergen“ im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB geändert. Der Änderungsbereich umfasst die im beigefügten Abgrenzungsplan 
dargestellten Grundstücke Flst.Nr. 2509, 2509/1, 2510, 2510/1, 2510/3, 2511, 
2511/1, 2511/2, 2516, 2516/1, 2516/2, 2519, 2519/1, 2521/1, 2521/2, 2521/3, 2521/4, 
2524, 2525, 2528/1, 2528/2, 2528/3, 2529, 2530, 2531, 2531/1, 2531/2, 2532, 2532/1, 2532/2, 
2536, 2536/3. Die Änderungsfläche beträgt ca. 3,4 ha. 
 
Ziel der Änderung ist, die Bauverbotszone im Innenbereich zwischen der Schönblick-, Wein-, 
Bergstraße und dem Bebauungsplangebiet „Birkenstraße“ einer maßvollen Wohnbebauung 
zuzuführen. Damit soll der Bedarf an Wohnflächen im Außenbereich vermindert werden. Die 
bebauten Flächen des Innenbereichs nach § 34 BauGB und die Bauflächen innerhalb der 
Bebauungspläne in Schützingen sind nahezu ausgeschöpft. Dabei wird der Bebauungsplan 
als einfacher Bebauungsplan nach § 30 Abs. 3 BauGB ohne die Festlegung einer Erschließung 
ausgeführt. 
 
Wesentliche Auswirkungen der Planungen 

Die wesentlichen Auswirkungen der Planung ergeben sich aus der Errichtung der hier 
vorgesehenen Wohnbebauung und der dafür hergestellten privaten Erschließungen mit dem 
dadurch erzeugten ruhenden und fließenden Verkehr. Dadurch wird der Boden durch die 
vorgesehene Bebauung versiegelt. Mit der Bodenversiegelung geht der Entzug von Flächen 
für Fauna und Flora einher. Durch die Nutzung der hier vorgesehenen Bebauung 
einschließlich des Verkehrs entstehen (Geräusch-) Immissionen. Nach den bislang 
vorliegenden Erkenntnissen halten sich die Auswirkungen innerhalb eines zulässigen 
Rahmens. 

Zum Verfahren: 

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. Die 
Voraussetzungen für diesen in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan der 
Innenentwicklung liegen vor, da sich die Fläche zwischen den bestehenden Wohnbauflächen 
im Innenbereich befindet und als sonstige Maßnahme der Nachverdichtung nach § 13 a 
BauGB aufgestellt werden kann. Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO 
im Plangebiet beträgt ca. 10.000 m² und damit weniger als 20.000 m². Eine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht nicht. Die Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der Natura – 2000 Gebiete (Vogelschutz- und FFH-Gebiete) werden nicht 
beeinträchtigt. Dadurch, dass die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren erfüllt 
werden, kann auf eine Umweltprüfung mit Umweltbericht, von der Angabe, welche 
umweltbezogenen Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfassenden 
Erklärung verzichtet werden. Ebenso wird auf die frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
der Öffentlichkeit verzichtet. Eine Untersuchung zum Artenschutz wird durchgeführt.  



Die Öffentlichkeit kann sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planungen in der Zeit 

vom 25. April bis einschließlich 20. Mai 2022 

während der üblichen Dienstzeiten im Bauamt, Zimmer 210, Ortszentrum 8 in 75428 Illingen 
unterrichten lassen. Gleichzeitig besteht in diesem Zeitraum die Gelegenheit zur Äußerung zur 
Planung. Die Unterlagen zum Bebauungsplanverfahren können ebenso auf der Homepage 
der Gemeinde eingesehen werden. 
 

 

Datenschutz: 

Soweit Sie personenbezogene Daten in Ihrer etwaigen Stellungnahme aufgrund der hier 
eröffneten Äußerungsmöglichkeit angeben, werden diese aufgrund von §§ 13a, 13, 3 BauGB 
zum Zweck der Aufstellung des Bebauungsplanes erhoben und verarbeitet. Die hier 
eingeräumte Äußerungsmöglichkeit sieht § 13 a Abs. 3 S.1 Nr. 2 BauGB vor und soll der 
Öffentlichkeit die Möglichkeit eröffnen, sich zur Planung zu äußern, auch damit die von der 
Planung berührten Belange vollständig ermittelt und zutreffend bewertet werden können. Die 
Daten werden jedenfalls für die Dauer des Verfahrens über die Aufstellung des 
Bebauungsplanes und grundsätzlich für die Dauer der Wirksamkeit des Bebauungsplanes 
gespeichert; eine Löschung erfolgt jedoch frühestmöglich und entsprechend der gesetzlichen 
Bestimmungen. 
Im Rahmen des weiteren Verfahrens über die Aufstellung des Bebauungsplanes und 
insbesondere auch im Rahmen der noch erfolgenden verbindlichen Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung und der Abwägung der Belange werden Ihre Daten von den am 
Verfahren beteiligten Stellen der Gemeinde Illingen und der hierzu eingeschalteten Dritten 
verarbeitet. Ihre Daten können daher auch Gegenstand und Inhalt sowohl einer öffentlichen 
Beratung im Gemeinderat als auch von Unterlagen sein, die von jedermann eingesehen 
werden. Im Fall einer gerichtlichen Überprüfung des Bebauungsplanes werden Ihre Daten 
vollständig mit den gesamten Verfahrensvorgängen an das zuständige Gericht übergeben. 
Ihre Beteiligung am Bebauungsplanaufstellungsverfahren ist freiwillig. Da bei einer 
Stellungnahme Ihrerseits jedenfalls Ihre postalische Anschrift und ggf. auch Ihr Name 
insbesondere auch für eine sachgerechte Abwägung benötigt werden könnten, werden Sie 
gebeten, bei der Stellungnahme Ihren Namen und Ihre Anschrift anzugeben. Eine gesetzliche 
Verpflichtung zur Angabe von Namen und postalischer Adresse besteht klarstellend nicht. Sie 
können jedoch ggf. Rechtsnachteile erleiden, wenn Sie Name und postalische Adresse nicht 
angeben. 
Auf die Vorschriften der Artikel 15 bis 19 der Datenschutzgrundverordnung über die 
Verarbeitung, Berichtigung unrichtiger Daten, Löschung und Einschränkung sowie Artikel 21 
zum Recht auf Widerspruch wird verwiesen. Der Datenschutzbeauftragte der Gemeinde ist 
auf der Homepage der Gemeinde unter Datenschutz aufgeführt. Ebenso wird auf das Recht 
beim Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Postfach 102932, 
70025 Stuttgart, Poststelle@lfdi.bwl.de  eine Beschwerde einreichen zu können, verwiesen. 
 
Illingen, 13.04.2022 
 
 
Armin Pioch 
Bürgermeister 
 



 


